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BiostoffV – § 12 Unterrichtung der Beschäftigten 

(1) Auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung ist vor Aufnahme der Tätigkeiten eine ar-
beitsbereichs- und stoffbezogene Betriebsanweisung zu erstellen. Darin ist auf die mit den 
vorgesehenen Tätigkeiten verbundenen Gefahren für die Beschäftigten hinzuweisen. Die er-
forderlichen Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln sowie Anweisungen über das Verhalten 
bei Unfällen und Betriebsstörungen und zur Ersten Hilfe sind in ihr festzulegen. Die Betriebs-
anweisung ist in einer für die Beschäftigten verständlichen Form und Sprache abzufassen und 
an geeigneter Stelle in der Arbeitsstätte bekanntzumachen und zur Einsichtnahme auszulegen 
oder auszuhängen.  
 
(2) Beschäftigte, die Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen ausführen, müssen anhand 
der Betriebsanweisung über die auftretenden Gefahren und über die Schutzmaßnahmen un-
terwiesen werden. Die Unterweisung ist vor Aufnahme der Tätigkeiten mündlich und arbeits-
platzbezogen durchzuführen sowie jährlich zu wiederholen. Zeitpunkt und Gegenstand der 
Unterweisungen sind im Anschluss an die Unterweisung schriftlich festzuhalten und vom Un-
terwiesenen durch Unterschrift zu bestätigen.  
 
(2a) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass für alle Beschäftigten, die Tätigkeiten mit biolo-
gischen Arbeitsstoffen durchführen, eine allgemeine arbeitsmedizinische Beratung durchge-
führt wird. Diese Beratung soll im Rahmen der Unterweisung nach Absatz 2 erfolgen. Dabei 
sind die Beschäftigten über Angebotsuntersuchungen nach § 15a Abs. 5 zu unterrichten sowie 
auf besondere Gefährdungen zum Beispiel bei dauernd verminderter Immunabwehr hinzu-
weisen. Die Beratung ist unter Beteiligung des Arztes nach § 15 Abs. 3 Satz 2 durchzuführen.  
 
(3) Für Tätigkeiten, bei denen erfahrungsgemäß aufgrund erhöhter Unfallgefahr mit einem In-
fektionsrisiko oder, als Folge eines Unfalles, mit schweren Infektionen zu rechnen ist, müssen 
zusätzlich Arbeitsanweisungen zur Vermeidung von Betriebsunfällen am Arbeitsplatz vorlie-
gen. Dies gilt auch für  
 
1. Verfahren für die Entnahme, die Handhabung und die Verarbeitung von Proben menschli-

chen oder tierischen Ursprungs,  
 
2. Instandhaltungs-, Reinigungs-, Änderungs- oder Abbrucharbeiten in oder an kontaminier-

ten Anlagen, Geräten oder Einrichtungen.  
 
(4) Die im Gefahrenbereich Beschäftigten und der Betriebs- oder Personalrat sind über Be-
triebsstörungen, die die Sicherheit oder Gesundheit der Beschäftigten gefährden können, und 
über Unfälle unverzüglich zu unterrichten. Dem Betriebs- oder Personalrat sind die in § 13 Abs. 
1 bis 3 genannten Angaben zur Verfügung zu stellen. 
 


